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			Richterabsetzung gebremst

			Entscheidung in der Sache steht aber noch aus

			[image: arg_corte_jueces.jpg] 

			Die Mitglieder des Obersten Gerichtshofs (V.l.n.r.): Ricardo Lorenzetti, Elena Highton de Nolasco, Carlos Rosenkrantz, Juan Carlos Maqueda und Horacio Rosatti. (Foto: csjn.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Rückschlag für das Regierungslager: Die im Senat beschlossene und von Präsident Alberto Fernández unterzeichnete Absetzung dreier Richter von den Korruptionsverfahren gegen die heutige Vizepräsidentin Cristina Fernández de Kirchner darf vorerst nicht umgesetzt werden. 

			Die Richter des Obersten Gerichtshofes gaben am Dienstag dem Antrag der betroffenen Strafrichter Leopoldo Bruglia, Pablo Bertuzzi und Germán Castelli auf ein „Per Saltum“ statt. Dabei handelt es sich um ein außerordentliches Rechtsmittel, mit dem erreicht wird, dass eine Angelegenheit direkt am Obersten Gerichtshof verhandelt wird und dabei untere Instanzen übersprungen werden.

			Mit seiner Entscheidung am Dienstag urteilte das höchste Gericht des Landes aber noch nicht in der Sache an sich. Aber sobald dies nicht erfolgt ist, dürfen die drei genannten Richter nicht von ihren aktuellen Posten abgesetzt werden und somit weiter gegen Kirchner ermitteln.

			Für die Gegner der Richterabsetzung ist der aktuelle Entscheid ein wichtiger Teilerfolg, da das entsprechende Ansinnen des Regierungslager erst einmal gebremst ist. Es ist aber noch kein Sieg in der Sache selbst. Damit wird sich der Oberste Gerichtshof nun demnächst beschäftigen. Angesichts der Brisanz erwarten Beobachter eine zeitnahe Terminierung. Nächster Schritt ist aber erst einmal eine Stellungnahme des Richterrats.

			Die Angelegenheit ist hochpolitisch. Schon in den frühen Morgenstunden hielten Demonstranten eine Mahnwache vor dem Justizpalast in Buenos Aires. Sie monieren, dass Cristina Kirchner, die qua Amt auch Senatspräsidentin ist, ihre Machtposition einsetzt, um für sich selbst Straffreiheit zu erwirken. Konkret ermitteln Bruglia, Bertuzzi und Castelli in einem Korruptionsverfahren, das sich auf Kopien von Fahrtenbüchern des Chauffeurs Oscar Centeno stützt. Dabei geht es um mutmaßliche Schmiergeldzahlungen.

			Die Stimmung war schon während Vortage sehr gereizt. Am Samstag fuhr ein Auto-Konvoi zum Haus von Verfassungsrichter Lorenzetti in Rafaela (Provinz Santa Fe). Die Teilnehmer protestierten mit Hupkonzerten, argentinischen Fahnen und regierungskritischen Plakaten gegen die geplanten Richterabsetzungen. Sie forderten „Nein zur Straflosigkeit“, „Alberto und Cristina raus aus Argentinien“ und „Schluss mit dem Verfassungsbruch“. Präsident Alberto Fernández rückte die Manifestationen vor dem Haus des Richters in die Nähe von „Faschismus und Nazismus“. Es scheint, als stünden sich die politischen Lager in Argentinien mal wieder unversöhnlich gegenüber.
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			Mitten ins Herz

			Rio verschiebt wegen Corona weltberühmten Karneval
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			Das leere Sambódromo in Rio. (Foto: dpa)

			Rio de Janeiro (dpa) - Die brasilianische Metropole Rio de Janeiro verschiebt wegen der Corona-Pandemie den weltberühmten Karneval. Ein neuer Termin hängt laut dem Verband der Sambaschulen (LIESA) davon ab, wann es eine Impfkampagne geben wird, wie das Nachrichtenportal „G1“ vor wenigen Tagen berichtete.

			Eigentlich sollte der Karneval in Rio im Februar stattfinden. „Angesichts all dieser Unsicherheit, dieser Instabilität (...) sind wir zu dem Schluss gekommen, dass diese Veranstaltung verschoben werden muss“, sagte Verbandspräsident Jorge Castanheira nach einem Treffen der LIESA. Die Entscheidung sei einstimmig gefallen.

			Die Schulen hätten weder die Zeit noch die finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen, um den Karneval im Februar auf die Beine zu stellen, und wollten nun nach Alternativen suchen. Nach den USA und Indien verzeichnet Brasilien die meisten Infektionen mit dem Coronavirus (über 4,5 Millionen). Mehr als 139.000 Menschen sind in Brasilien im Zusammenhang mit Covid-19 gestorben.

			Gewöhnlich ist es so, dass sich die Sambaschulen - kaum, dass ein Karneval zu Ende ist - schon wieder mit dem nächsten Thema, den Umzugswagen und den Kostümen beschäftigen, die sie zu den Umzügen ins Sambodrom mitbringen wollen. Jetzt würde in Rio eigentlich die heiße Phase der Vorbereitung beginnen.

			Doch Corona hat Rio de Janeiro mitten ins Herz getroffen: Das Virus hat der Stadt das Leben in den Straßen genommen, die Treffen an den Straßenecken und auf den Bürgersteigen, auf Plätzen und in Bars, die fast immer von Musik begleitet waren. Die Sambagruppen sind weitgehend verstummt.

			Nach Daten der Regierung des Bundesstaates Rio de Janeiro registrierte die Stadt Rio vor wenigen Tagen offiziell knapp 100.000 Infizierte, mehr als 10.000 Patienten sind bislang gestorben. Wegen der Corona-Pandemie hatte die Stadtverwaltung bereits die Silvesterparty an der Copacabana abgesagt.

			Bei der Verschiebung des Karnevals waren sich die Präsidenten der Sambaschulen, die sonst um finanzielle Mittel und Punkte der Jury im Wettstreit liegen, einig. Auch wenn in den Schulen die Freude der Besorgnis gewichen ist. Die Übungsstätten sind geschlossen, die „Cidade do Samba“ gleicht einer Geisterstadt. Einnahmen bleiben aus, wer vom Karneval lebt, gerät in Schwierigkeiten.

			Mehr als zwei Millionen Touristen kamen im vergangenen Februar nach Rio. Nach einem Bericht des Portals „Carnavalesco“ bringt der Karneval der Stadt Einnahmen von vier Milliarden Reais, umgerechnet rund 620 Millionen Euro, ein. Ein wenig Hoffnung haben die Sambaschulen noch. Bis in den Mai, sagt Luis Carlos Magalhães, Präsident der Sambaschule Portela, wäre es möglich zu verschieben. „Danach beginnt schon wieder die Vorbereitung auf den Karneval 2022.“
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			Kontinent in Kürze

			LATEINAMERIKA

			34 Mio. Arbeitsplätze weniger

			Lima - Mindestens 34 Millionen Menschen in Lateinamerika und der Karibik haben wegen der Corona-Pandemie im ersten Halbjahr 2020 ihre Jobs verloren. Zu diesem Schluss kommt ein Bericht, den die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) am Mittwoch in der peruanischen Hauptstadt Lima vorstellte. Dieser beruht auf Daten aus neun Ländern mit zusammen mehr als 80 Prozent der Gesamtbevölkerung der Region. Die UN-Organisation warnte vor einer beispiellosen Krise der Arbeitsmärkte und „einem drastischen Schrumpfen von Erwerbstätigkeit, Arbeitszeit und Einkommen“. 

			BRASILIEN

			VW entschädigt Diktaturopfer 

			São Paulo/Wolfsburg - Volkswagen entschädigt Opfer des früheren Militärregimes in Brasilien. Nach eigenen Angaben unterzeichnete der Konzern mit verschiedenen Staatsanwaltschaften nach längerer Vorbereitung nun ein entsprechendes Abkommen. Demnach sollen ehemalige VW-Mitarbeiter, die während der Diktatur von 1964 bis 1985 Menschenrechtsverletzungen erlitten haben, Schadenersatz erhalten. In einer Untersuchung waren dem Konzern unter anderem Repressalien gegen Oppositionelle in den brasilianischen Fabriken vorgeworfen worden.

			NICARAGUA 

			Unterdrückung befürchtet

			Managua - Nicaragua bereitet sich laut Amnesty International (AI) auf „eine neue Phase der Unterdrückung“ vor, sagte die AI-Amerika-Chefin, Erika Guevara-Rosas. Die Regierungspartei, die Sandinistische Befreiungsfront, hat zwei Gesetzesentwürfe im von ihr kontrollierten Parlament eingebracht. Eines würde Menschen und Organisationen, die Geld aus dem Ausland erhalten, verpflichten, sich als ausländische Agenten zu registrieren, und sie von politischen Aktivitäten ausschließen. Das andere könnte kritische Beiträge in sozialen Medien unter Haftstrafe stellen.

			BOLIVIEN 

			Regierungskrise 

			La Paz - Rund drei Wochen vor den Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in Bolivien hat Übergangspräsidentin Jeanine Áñez mitten in einer Regierungskrise drei Minister ausgewechselt. Der scheidende Wirtschaftsminister Óscar Ortiz sagte Medienberichten zufolge am Montag, Grund dafür seien Differenzen im Kabinett. Laut der bolivianischen Zeitung „El Deber“ geht es dabei um die Rückprivatisierung eines zuvor teilverstaatlichten Energieversorgungsunternehmens. Neben Ortiz scheiden auch der Planungs- sowie der Arbeitsminister aus.

			BRASILIEN

			Gewalt gegen Indigene 

			Brasília - Die Gewalt gegen indigene Völker in Brasilien ist einem Bericht zufolge unter der Regierung von Präsident Jair Bolsonaro drastisch gestiegen. Vor allem bei den Invasionen und der illegalen Ausbeutung indigener Gebiete nahmen die registrierten Fälle zwischen 2018 und 2019 stark zu, wie aus dem am Mittwoch vorgestellten Jahresbericht des Indigenisten-Missionsrats (Cimi) hervorgeht, den die Hilfswerke Adveniat und Misereor unterstützen. Nach dem Bericht war 2019 eine Zunahme der Fälle in 16 der 19 Kategorien zu verzeichnen, die die Publikation systematisiert.

			KOLUMBIEN

			ELN-Guerrilla gesprächsbereit

			Havanna - Die linke kolumbianische Guerrillaorganisation ELN will nach mehr als eineinhalb Jahren wieder Gespräche mit der Regierung aufnehmen. Das „Telefon“ zwischen den beiden Seiten sei nicht komplett zerbrochen, sagte der ELN-Chefunterhändler Israel Ramírez Pineda alias „Pablo Beltrán“ im Interview der Deutschen Presse-Agentur in der kubanischen Hauptstadt Havanna. „Wir warten darauf, dass die Regierung in Bogotá ihre Delegierten ernennt, damit wir erste diskrete und vertrauliche Treffen haben können, um zu sehen, welche gegenseitigen Erwartungen es an einen Prozess gibt.“ (dpa/mc)
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			Gewalt in Berg-Karabach

			Trump, Macron und Putin appellieren an Armenien und Aserbaidschan
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			Die armenische Armee beim Abfeuern einer Kanone. (Foto: Armenian Defense Ministry/AP/dpa)

			Moskau (dpa) - Im Konflikt um die Region Berg-Karabach wächst der internationale Druck auf die beiden verfeindeten Nachbarn Armenien und Aserbaidschan. Die Präsidenten aus den USA, Russland und Frankreich verurteilten gestern in einer ungewöhnlichen gemeinsamen Erklärung die militärische Gewalt im Süden des Kaukasus. Alle drei forderten die sofortige Einstellung der Kämpfe und die Einhaltung einer Waffenruhe. Aus der Türkei kam sofort Kritik.

			Unterzeichnet wurde der Appell von US-Präsident Donald Trump, Frankreichs Staatsoberhaupt Emmanuel Macron und Kremlchef Wladimir Putin. Die drei Staatschefs forderten die beiden verfeindeten Nachbarn auf, diplomatische Verhandlungen unter Vermittlung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa aufzunehmen. Für eine Waffenruhe dürften keine Vorbedingungen gestellt werden.

			Russland, Frankreich und die USA stehen der sogenannten OSZE-Minsk-Gruppe vor, die im Konflikt zwischen den beiden Ex-Sowjetrepubliken vermittelt. Auch Armenien und Aserbaidschan gehören der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) an. Bei den Gefechten wurden seit Sonntag mehr als 120 Menschen auf armenischer Seite getötet - in der Mehrzahl Soldaten. Bei einem Angriff auf die Stadt Martuni soll es vier Tote gegeben haben. Nach Angaben aus Aserbaidschan starben 19 Zivilisten, 55 wurden verletzt. Angaben zu getöteten Soldaten gab es von dort nicht.

			Kritik an der Erklärung kam aus der Türkei, die Aserbaidschan als Verbündete unterstützt. Präsident Recep Tayyip Erdogan bezeichnete die Bemühungen der USA, Russlands und Frankreichs als „nicht akzeptabel“. Armenien sei ein „Banditenstaat“, der sich aus Berg-Karabach zurückziehen müsse. Das sei Voraussetzung für einen bleibenden Frieden. Aserbaidschans Präsident Ilham Aliyev hatte zuvor bereits erklärt, die Militäraktion bis zu einem Rückzug Armeniens fortzusetzen. Erst dann werde es eine Waffenruhe geben. Aufrufe zum Dialog seien sinnlos.

			Der Konflikt zwischen den beiden Ex-Sowjetrepubliken gibt es bereits seit Jahrzehnten. Berg-Karabach, wo rund 145.000 Menschen leben, wird von Armenien kontrolliert, gehört aber völkerrechtlich zum islamisch geprägten Aserbaidschan. In einem Krieg nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion vor rund 30 Jahren verlor Aserbaidschan die Kontrolle über das Gebiet. Es wird heute von christlichen Karabach-Armeniern bewohnt. Seit 1994 gilt eigentlich eine Waffenruhe. Die Türkei steht auf der Seite Aserbaidschans. Armenien sieht Russland als Schutzmacht.
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			Maas attackiert Russland

			Deutscher Außenminister spricht bei UN-Vollversammlung
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			Die Videobotschaft von Heiko Maas wird bei der 75. Generaldebatte der UN-Vollversammlung übertragen. (Foto: Rick Bajornas/UN Photo/AP/dpa)

			New York/Berlin (dpa) - Bundesaußenminister Heiko Maas hat die Vergiftung des Kreml-Kritikers Alexej Nawalny mit einem chemischen Kampfstoff als „Problem für die ganze Staatengemeinschaft“ bezeichnet und Russland erneut mit Sanktionen gedroht. In seiner vorab aufgezeichneten Videoansprache vor der UN-Vollversammlung sagte der SPD-Politiker am Dienstag, dass es um einen Verstoß gegen das Chemiewaffenverbot und damit die Missachtung eines existenziellen Prinzips internationaler Zusammenarbeit gehe.

			„Ich fordere Russland auf, mehr zu tun zur Aufklärung dieses Falls. Ein solcher Fall kann nicht folgenlos bleiben“, betonte Maas. Deshalb behalte sich die Europäische Union die Verhängung von Sanktionen vor. „Und wir sind unseren Partnern weltweit dankbar für ihre klare Unterstützung dabei.“

			Der 44-Jährige Nawalny ist einer der schärfsten Kritiker des russischen Präsidenten Wladimir Putin. Nach dem Befund eines Bundeswehr-Speziallabors wurde er mit einem international verbotenen Nervenkampfstoff der sogenannten Nowitschok-Gruppe vergiftet.

			Maas drohte auch dem belarussischen Präsidenten Alexander Lukaschenko mit Sanktionen, dessen Wiederwahl von Deutschland und der EU wegen des Vorwurfs der Wahlfälschung nicht anerkannt wird. Lukaschenko habe alle Angebote der Vermittlung zwischen ihm und der gegen ihn demonstrierenden Opposition ausgeschlagen und setze weiter auf Gewalt und Unterdrückung, sagte Maas. „Auch das muss Konsequenzen haben, wenn wir es ernst meinen mit unseren Werten und unseren internationalen Übereinkommen. Darüber beraten wir in der Europäischen Union.“

			Außerdem ging Maas in seiner Rede vor den Vereinten Nationen auf fast alle großen internationalen Konflikte ein. Er verteidigte das Atomabkommen mit dem Iran (JCPoA), gegen das die USA mit Sanktionen vorgehen. „Ein Ende des JCPoA bringt allenfalls Iran einen Schritt näher an die Atombombe“, sagte er. 

			Maas äußerte seine Hoffnung auf die Wiederaufnahme von Friedensgesprächen zwischen Israel und den Palästinensern. „Diese neue Dynamik sollte von den Parteien genutzt werden für neue, ernsthafte Verhandlungen über eine Zwei-Staaten-Lösung, die allein dauerhaften Frieden verspricht“, sagte Maas. „Wo immer wir Europäer dies flankieren können - politisch oder wirtschaftlich -, da werden wir das tun.“

			Wenige Tage vor einer von Deutschland und den UN veranstalteten Nachfolgekonferenz zum Berliner Libyen-Gipfel vom Januar rief der Außenminister dazu auf, jegliche Einmischung von außen einzustellen. Die Annäherung zwischen den Konfliktparteien in dem nordafrikanischen Land seien zwar ein großer Schritt nach vorne. „Doch für eine Lösung müssen jetzt auch die Kräfte von außerhalb endlich einlenken. Sie müssen aufhören, immer noch Waffen und Söldner zu schicken.“ 
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			Weltnachrichten

			RUSSLAND / DEUTSCHLAND

			Nawalny bezichtigt Putin 

			Moskau - Nach seiner Vergiftung hat der Kremlgegner Alexej Nawalny in einem „Spiegel“-Interview den russischen Präsidenten Wladimir Putin für die Tat verantwortlich gemacht. „Ich behaupte, dass hinter der Tat Putin steht, und andere Versionen des Tathergangs habe ich nicht“, sagte er dem Nachrichtenmagazin. Nur die unter Putins direktem Befehl stehenden Chefs der Geheimdienste - Inlandsgemeindienst FSB, Militärgeheimdienst GRU und Auslandsgeheimdienst SWR - hätten Zugriff auf das tödliche Nervengift Nowitschok. Der Kreml wies Nawalnys Vorwürfe als „absolut nicht zulässig“ zurück.

			EU / GROSSBRITANNIEN 

			Verfahren gegen London

			Brüssel - Im Brexit-Streit leitet die Europäische Union rechtliche Schritte gegen Großbritannien wegen Verletzung des EU-Austrittsvertrags ein. Das kündigte Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen gestern in Brüssel an. Damit beginnt mitten im Ringen um einen neuen Handelspakt ein Rechtsstreit über den bereits gültigen ersten Brexit-Vertrag. Die britische Regierung beharrte in einer ersten Reaktion auf ihrer Position. Streitpunkt ist das britische Binnenmarktgesetz, das am Dienstag vom Unterhaus gebilligt wurde. 

			SCHWEDEN

			Alternativer Nobelpreis

			Stockholm - Die Alternativen Nobelpreise gehen in diesem Jahr unter anderem nach Belarus und in den Iran. Dort werden die inhaftierte iranische Menschenrechtsanwältin Nasrin Sotudeh sowie der belarussische Demokratie-Aktivist Ales Beljazki und das von ihm gegründete Menschenrechtszentrum Wesna mit dem Preis ausgezeichnet, wie die Right-Livelihood-Stiftung gestern mitteilte. Zudem erhalten der US-Bürgerrechtsanwalt Bryan Stevenson und die Aktivistin Lottie Cunningham Wren aus Nicaragua die renommierte Auszeichnung, die die in Stockholm ansässige Stiftung alljährlich im Vorfeld der eigentlichen Nobelpreis-Bekanntgaben verkündet.

			GRIECHENLAND / TÜRKEI

			„Hotline“ eingerichtet

			Brüssel - Griechenland und die Türkei haben sich auf einen Mechanismus zur Vermeidung militärischer Zwischenfälle im östlichen Mittelmeer geeinigt. Unter anderem solle eine „Hotline“ eingerichtet werden, um Konflikte auf See und in der Luft zu vermeiden, teilte die Nato gestern nach mehrwöchigen Verhandlungen der beiden Alliierten in der Bündniszentrale in Brüssel mit. Hintergrund der Verhandlungen war, dass der Streit zwischen der Türkei und Griechenland um Erdgas im östlichen Mittelmeer zuletzt stark eskaliert war. 

			BELGIEN

			Neue Regierung

			Brüssel - Knapp 500 Tage nach der Parlamentswahl ist in Belgien eine neue Regierungskoalition unter Führung des flämischen Liberalen Alexander De Croo gelungen. Das neue Kabinett soll in diesen Tagen vereidigt werden, wie der Königspalast am Mittwoch mitteilte. Die sogenannte Vivaldi-Koalition besteht aus Liberalen, Grünen und Sozialdemokraten sowie flämischen Christdemokraten. Der Name Vivaldi nimmt Bezug auf die Farben der beteiligten Parteien: Grün, Rot, Orange und Blau. Sie erinnern an die vier Jahreszeiten - und damit an das wohl bekannteste Werk des Komponisten Antonio Vivaldi.

			FRANKREICH

			Terroristische Absicht

			Vilnius - Drei Tage nach der blutigen Messerattacke vor den ehemaligen Büroräumen von „Charlie Hebdo“ hat Frankreichs Staatschef Emmanuel Macron von „terroristischen (und) islamistischen Absichten“ des Tatverdächtigen gesprochen. Macron bekräftigte bei einem Auslandsbesuch im litauischen Vilnius am Montagabend, gegen den Terrorismus in allen seinen Formen zu kämpfen. Es seien bereits über 32 Attentate in Frankreich vereitelt worden - Macron ließ aber offen, auf welchen Zeitraum sich diese Bilanz der Ermittlungsbehörden bezieht.

			RUMÄNIEN

			Deutscher Bürgermeister 

			Bukarest - In Rumänien wird zum ersten Mal ein Ausländer Bürgermeister einer größeren Stadt: Bei landesweiten Kommunalwahlen gewann in der 300.000-Einwohner-Stadt Temeswar im Westen des Landes der Deutsche Dominic Samuel Fritz nach Einschätzung aller beteiligten Parteien mit großem Abstand. Der Politikwissenschaftler war früher Büroleiter von Altbundespräsident Horst Köhler. 

			USA

			Trump nominiert Barrett 

			Washington - US-Präsident Trump ergreift die Gelegenheit, die konservative Mehrheit im Obersten Gericht der USA zu zementieren. Er nominierte am Samstag die Juristin Amy Coney Barrett für den freien Sitz im Supreme Court - und will sie noch vor der Präsidentenwahl am 3. November ins Amt bringen. Die Demokraten können die Ernennung im Senat nicht verhindern. Sie wollen nun die Wähler mobilisieren. Sie schlugen umgehend Alarm, dass Barretts Ansichten das Ende der Gesundheitsversorgung für Millionen US-Amerikaner bedeuten könnten. (dpa/mc)
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			Deutschland: Wie Ost und West wirtschaften

			„Den” Osten gibt es nicht. Es gibt den Brandenburger Speckgürtel rund um die Bundeshauptstadt Berlin, wo sich gerade der Elektroauto-Pionier Tesla einnistet. Es gibt aufstrebende Großstädte wie Leipzig in Sachsen. Es gibt Leuchtturmprojekte wie das im thüringischen Arnstadt, wo der chinesische Hersteller CATL eine der größten Fabriken zur Fertigung von Batteriezellen für Elektro-Autos in Europa errichtet.

			„Pauschale Aussagen über zurückgebliebene neue Bundesländer sind (...) eindeutig widerlegt”, folgerte IW-Forscher Michael Voigtländer in einer im Mai veröffentlichten Studie zu „Aufsteigerregionen in Deutschland”. Das Fazit der Autoren anhand einer Analyse von Faktoren wie Arbeitslosenquote, Kaufkraft und Breitbandausbau: Unter den zwölf „Aufsteigerregionen” finden sich auffällig viele im Osten der Republik - ganz vorne: Havelland-Fläming, Prignitz-Oberhavel, Westsachsen und Mittelthüringen.

			Dennoch: In Summe fällt die ökonomische Bilanz zum 30. Jahrestag der Deutschen Einheit ernüchternd aus. Noch immer habe keines der fünf ostdeutschen Flächenländer „das Niveau des westdeutschen Landes mit der niedrigsten Wirtschaftskraft erreicht”, heißt es im jüngsten Bericht der Bundesregierung zum Stand der Deutschen Einheit.

			„Es gibt immer noch eine Ost-West-Trennung”, konstatiert der Präsident des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH), Reint E. Gropp, im Gespräch mit der Deutschen Presse-Agentur. „Die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland sind immer noch sehr viel größer als die zwischen Nord- und Süddeutschland.”

			Nach den jüngsten Zahlen im Bericht der Bundesregierung erreichte die die durchschnittliche Wirtschaftskraft der neuen Bundesländer gemessen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner 2019 ein Niveau von knapp 73% des gesamtdeutschen Durchschnitts. Inklusive Berlin waren es demnach etwas über 79%. Zum Vergleich: Im Jahr 1990 lag der Osten bei 37% des Westniveaus. Das durchschnittlich verfügbare Einkommen in den ostdeutschen Ländern liegt inzwischen bei etwa 86% des Niveaus im Westen.

			„Der Osten hat bis Ende der 1990er Jahre sehr schnell aufgeholt. In den ersten Jahren nach der Deutschen Einheit hat der Staat mit Steuergeldern die marode Infrastruktur aufgepäppelt”, erinnert Gropp. „Die dann notwendigen privaten Investitionen blieben in der Folge weitgehend aus. Seither verläuft die Konvergenz sehr langsam.”

			Ökonomen und Politiker erklären den stockenden Aufholprozess mit „strukturellen Faktoren”: Die ostdeutsche Wirtschaft sei dominiert von kleinen Betrieben, es mangelt an Zentralen großer Konzerne. „Was in den neuen Ländern fehlt - und wo sich 40 Jahre Teilung und Planwirtschaft nach wie vor auswirken -, sind strukturstarke Regionen mit einer hohen Produktivität und hochbezahlten Arbeitsplätzen”, heißt es im Bericht der Bundesregierung. „Auch die wirtschaftlichen Zentren der neuen Länder wie Jena, Leipzig oder Dresden weisen erst eine Wirtschaftskraft und ein Lohnniveau auf, das mit strukturschwachen Städten in den alten Ländern vergleichbar ist.”

			Viele junge Menschen kehrten dem Osten den Rücken. Die Folgen der Abwanderungswellen nach 1990 und um die Jahrtausendwende spüren Arbeitgeber bis heute. In ihrem jüngsten Einheitsbericht hält die Bundesregierung zudem fest: „Die traditionell ländlichere Prägung beziehungsweise die geringere Bedeutung von Ballungsräumen erschwert eine vollständige Angleichung der Wirtschaftskraft.”

			Fehlen am Ende also nicht Jobs, sondern vor allem Menschen, um freie Stellen im Osten zu besetzen? „Heute ist der Arbeitskräftemangel im Osten größer als im Westen aufgrund der demografischen Entwicklung”, analysiert IWH-Präsident Gropp. Allerdings hat der Osten beim Lohnniveau nach Ansicht des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) auch noch erheblichen Nachholbedarf. DGB-Chef Reiner Hoffmann beklagte jüngst, „dass Menschen in den neuen Bundesländern deutlich längere Arbeitszeiten und geringere Löhne haben”. Ein Problem aus Sicht Hoffmanns: Die Tarifbindung im Osten sei niedriger als im Westen, viele Arbeitgeber dort weigerten sich, einem Arbeitgeberverband beizutreten.

			Auch beim Alterseinkommen klafft weiter eine Lücke. Ältere Menschen im Osten erreichen beim Haushaltsnettoeinkommen seit Jahrzehnten nur 80%  des Westniveaus - daran wird sich nach Einschätzung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung so schnell nichts ändern. 

			Jörn Bender, dpa
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			Geschäftsnachrichten

			Vicentin

			Diese Firma, die die Gläubiger einberufen hat und jetzt von einer gerichtlichen Entscheidung abhängt, hat ihre Jahresbilanz zum 31. Oktober 2019 bekanntgegeben, die mit einem Verlust von $ 52 Mrd. abschließt, wobei das Nettovermögen um $ 17,5 Mrd. negativ ist. Als die Firma im Februar das gerichtliche Verfahren einleitete, wies sie Schulden für fast $ 100 Mrd. aus. Der Banco Nación schuldete das Unternehmen u$s 300 Mio., und sechs ausländischen Banken u.a. insgesamt u$s 530 Mio. Die Firma hatte einen Jahresumsatz von über u$s 4 Mrd. erreicht und war auf dem Gebiet der Verarbeitung von Sojabohne und des Exportes von Getreide und Ölsaaten eine der führenden. Vicentin hatte unlängst einen Schlachthof verkauft und beabsichtigte angeblich, weitere Tochterunternehmen zu veräußern. Das hat der Richter jedoch sofort verboten, weil dabei eventuell das Vermögen, mit dem die Schulden gezahlt werden sollen, den Aktionären zugute kommt.

			Coca Cola 

			Diese Firma hat zusammen mit ihren lokalen Fabrikanten und Vertreibern (Arca Continental, Coca Cola Andina, Femsa und Reginald Lee) ein Programm von $ 770 Mio. in Angriff genommen, um 25.000 Einzelhandelsgeschäfte im ganzen Land, die wegen Pandemie, Quarantäne und Rezession geschlossen hatten, ihre Tätigkeit wieder aufnehmen können. Coca Cola muss die Verkaufskanäle erhalten, um eine Einbuße ihres Umsatzes zu vermeiden.
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